ZUSAMMENSETZUNG


UND ARBEITSWEISE DES


GROSSEN RATES


1.	Die Mitgliederzahl des Grossen Rates


1.1	Kontext


In den meisten Schweizer Kantonen ist unbestreitbar eine Tendenz hin zu einer Verkleinerung der Kantonsparlamente zu beobachten. Der freiburgische Grosse Rat mit seinen 130 Mitgliedern gehört zu den grossen Kantonsparlamenten. Seine Mitgliederzahl von 130 geht auf das Jahr 1959 zurück und ist seither trotz verschiedener parlamentarischer Vorstösse nie geändert worden.





Das Hauptargument für eine Verkleinerung des Grossen Rates ist eine grössere Effizienz des Parlaments. Dies würde jedoch auch eine Mehrbelastung für jedes einzelne Mitglied bedeuten. Dann könnte eine Verkleinerung des Grossen Rates auch die Vertretung der verschiedenen (regionalen, politischen, frauenspezifischen oder anderen) Gruppierungen beeinträchtigen. Was die möglichen Einsparungen anhand dieser Massnahme betrifft, so sind diese so gering, dass sie nicht ins Gewicht fallen. 





Mit der Frage 1a soll in Erfahrung gebracht werden, ob die Verkleinerung des Grossen Rates als sinnvoll erachtet wird. Mit Frage 1b soll abgeklärt werden, ob eine solche Massnahme von Korrekturmechanismen flankiert werden soll, und wenn ja, in welchen Bereichen.


1.2	Fragen und Antworten


Frage 1a: Halten Sie die Verkleinerung des Grossen Rates für eine sinnvolle Massnahme zur Reform des Parlaments?





�
Ja�
Nein�
Weiss nicht�
Keine Antwort�
�
Private�
17�
17�
1�
-�
�
Politische Parteien�
2�
2�
-�
-�
�
Versch. Gruppierungen�
4�
1�
1�
-�
�
Gemeinden �
13�
15�
2�
-�
�



Frage 1b (a): Sind Sie der Meinung, dass bei einer Verkleinerung des Grossen Rates Korrekturmechanismen vorgesehen werden sollten, um eine bessere Vertretung zu gewährleisten?





�
Ja�
Nein�
Weiss nicht�
Keine Antwort�
�
Private�
26�
7�
-�
2�
�
Politische Parteien�
3�
1�
-�
-�
�
Versch. Gruppierungen�
3�
3�
-�
-�
�
Gemeinden �
22�
6�
-�
2�
�






Frage 1b (b): Wenn ja, in welchen Bereichen sind die Korrekturmechanismen zur Gewährleistung einer besseren Vertretung erforderlich? Im Bereich der Vertretung der Regionen, der politischen Gruppierungen, der Vertretung der Frauen oder in anderen Bereichen?





�
Vertretung der Regionen�
Vertretung der politischen Gruppierun-gen�
Vertretung der Frauen�
Andere�
Keine 


Antwort�
Total �
�
Private�
27�
12�
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�
Versch. Gruppie-
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-�
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�






Frage 1c: Haben Sie weitere Bemerkungen zur Verkleinerung des Grossen Rates?
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Ja�
Nein�
Weiss nicht�
Keine Antwort�
�
Private�
15�
18�
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1.3	Bemerkungen und Vorschläge


1.3.1	Allgemeines


In Bezug auf die Verkleinerung des Kantonsparlaments sind die Meinungen geteilt. 





Die Befürworter einer Verkleinerung des Grossen Rates sprechen sich mehrheitlich für flankierende Korrekturmechanismen aus. Die Präferenz geht dabei eindeutig in Richtung einer verbesserten Vertretung der Regionen.


1.3.2	Argumente für eine Verkleinerung des Grossen Rates


Einigen Privatpersonen, die eine Verkleinerung des Grossen Rates begrüssen würden, liegt daran, "den Parlamentstourismus zu unterbinden"; "über eine Verkleinerung könnte eine Verbesserung der Qualität und der Kompetenzen erreicht werden". Eine Person wünscht sich qualifiziertere Grossräte mit mehr Erfahrung und schlägt zu diesem Zweck für die Ratsmitglieder ein Mindestalter von 40 Jahren vor.





Was die Vorschläge bezüglich der Mitgliederzahl des Grossen Rates betrifft, ist man sich allgemein einig, dass 130 Abgeordnete das absolute Maximum darstellen. Es wird jedoch betont, dass es falsch wäre, sich vom System "1 Ratsmitglied pro 1770 Einwohner" mit einem festgelegten Minimum abzuwenden, da dies dem Prinzip "ein Bürger, eine Stimme" zuwiderläuft. Einige sind der Auffassung, dass "bestenfalls eine Verkleinerung auf 120 Grossräte ins Auge gefasst werden kann; unter dieser Zahl werden die kleinen Distrikte sowie auch bestimmte soziale und berufliche Klassen an den Rand gedrängt". Von einigen wird gewünscht, dass sämtliche Bevölkerungsschichten vertreten sind, gegebenenfalls "über die Ausrichtung von Entschädigungen an die Arbeitgeber zur Kompensation der Arbeitsausfälle der Grossräte". Zahlreiche Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind für eine Verkleinerung des Kantonsparlaments auf 100 Mitglieder. Andere befürworten sogar eine Halbierung des Grossen Rates, jedoch in Verbindung mit einem Sitzungszwang. In diesem Zusammenhang wird auch vermerkt, dass "wenn schätzungsweise 30% der Ratsmitglieder eine Statistenrolle haben, dann reichen auch 100 Mitglieder aus".





Einige Gruppierungen sind der Auffassung, dass die Verkleinerung des Grossen Rates zu mehr Effizienz und mehr persönlichem Einbezug der Mitglieder führt. Die Zahl von 100 Grossräten scheint ihnen optimal, wobei jedoch eine proportionale Vertretung der Wahlkreise gewünscht wird. Andere Vorschläge lauten auf 80 oder ebenfalls auf 100 Grossräte, jedoch mit 5 bzw. 10 festen Sitzen pro Wahlkreis.


1.3.3	Argumente gegen die Verkleinerung des Grossen Rates


Eine Reihe von Privatpersonen und Gemeinden ist für die Beibehaltung von 130 Grossratsmitgliedern, dies im Interesse einer gerechten Vertretung der Regionen, der Sprachgruppen, der Religionen und der Frauen. "Eine Verkleinerung des Grossen Rates ist ausgeschlossen, wenn man eine bessere Vertretung der Sprachen, der Wirtschaftsregionen, der speziellen Interessengruppen und der Frauen will". 





Es wird auch auf die hohe Arbeitslast der Grossräte hingewiesen, die sich durch eine Senkung der Mitgliederzahl noch erhöht. Eine Verkleinerung des Grossen Rates stellt einen noch höheren Anspruch an die Verfügbarkeit der Milizparlamentarier, was das Aufbieten neuer Grossräte erschwert. Indem die Reduktion der Zahl der Grossratsmitglieder deren Arbeitslast erhöht, beeinträchtigt sie den Milizcharakter der Funktion, was wiederum den Kontakt zur Bevölkerung gefährdet. "Eine Verkleinerung bringt auch das Risiko mit sich, dass immer weniger Grossräte in immer mehr Kommissionen sitzen".


1.3.4	Die Korrekturmechanismen


Eine grosse Mehrheit der Befragten ist für einen Korrekturmechanismus, der darauf abzielt, eine Vertretung der kleinen regionalen Einheiten zu gewährleisten.





Was die "politische" Vertretung anbelangt, gehen die meisten Antworten in Richtung einer Aufhebung oder Senkung der Quoren (5% oder 6%), und zwar unabhängig davon, ob die Mitgliederzahl des Grossen Rates gesenkt wird oder nicht. Es wird verschiedentlich vorgeschlagen, "für den Grossraum Freiburg 1 Grossrat pro 4000 Einwohner, für den restlichen Kanton 1 Grossrat pro 3000 Einwohner zu wählen". Andere möchten an einem hohen Quorum festhalten, jedoch die Listenverbindungen aufheben.





Es wird gewünscht, den kleinen Gruppierungen den Zugang zum Grossen Rat zu erleichtern, "insbesondere jenen mit innovativen, progressiven Ideen, oder ihnen wenigstens die Möglichkeit zu geben, ihre Ideen vorzutragen und deren Aufnahme zu testen". Auch der Wunsch nach einer Vertretung von kulturellen Minderheiten und Berufsverbänden wird verschiedentlich geäussert. 





Was die Vertretung der Frauen betrifft, so möchten sie einige anhand anderer Massnahmen als über starre Quoten fördern. Andere sind für zeitlich befristete Listenquoten, jedoch nicht für feste Frauenquoten. Wieder andere möchten die Präsenz der Frauen im Parlament über die Schaffung oder Verbesserung von Hilfsmitteln fördern (z.B. Kinderbetreuung am Arbeitsort). Diese Mittel würden den Frauen den Zugang zum Parlament erleichtern.





Die kantonale Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann und für Familienfragen könnte sich "eine Verkleinerung des Grossen Rates vorstellen, wenn dieser Schritt von einem Korrekturmechanismus bezüglich der Vertretung der Frauen begleitet wird, da die Frauen im Vergleich zu den Männern im Grossen Rat noch untervertreten sind und allgemein 1,5-mal weniger Chancen haben, gewählt zu werden. Was das Quorum anbelangt, so sollte dieses gesenkt werden, um den kleinen politischen Gruppierungen den Zugang zum Grossen Rat zu ermöglichen".





Ein weiterer Wunsch ist eine bessere Vertretung der verschiedenen wirtschaftlichen Interessen, insbesondere der kleinen und mittleren Betriebe.


1.3.5	Andere Bemerkungen


Verschiedentlich wird die Einrichtung einer Stellvertretung vorgeschlagen: "Das Grossratsmitglied und sein Stellvertreter müssten an (beinahe) allen Sessionen teilnehmen, ersteres an x%. Dasselbe gilt für die Kommissionen". 


2.	Die Unvereinbarkeiten für die öffentlichen Bediensteten


2.1	Kontext


Das Verbot für öffentliche Bedienstete, im Parlament Einsitz zu nehmen, die sogenannte Unvereinbarkeit, hat einen Einfluss auf die Zusammensetzung des Grossen Rates.





Zurzeit dürfen im Kanton Freiburg Staatsrätinnen und Staatsräte, Oberamtmänner sowie vollamtliche Magistratinnen und Magistraten und Beamtinnen und Beamte nicht im Grossen Rat Einsitz nehmen. Ausgenommen von dieser Regelung sind die Lehrkräfte.





Der Vorentwurf des neuen Gesetzes über die Ausübung der politischen Rechte sieht allerdings eine Lockerung der Unvereinbarkeitsregelung für die Beamten vor. Für diese wäre sie nur noch vorgesehen, wenn sie an der Ausübung der öffentlichen Gewalt teilhaben.





Bei der Überprüfung der Unvereinbarkeitsregelung müssen drei Grundsätze berücksichtigt werden: der Grundsatz der Gewaltentrennung, der es den Bediensteten der Verwaltung (oder Exekutive) verbietet, in einer Legislative Einsitz zu nehmen, der Grundsatz der Wahlfreiheit (je grösser die Auswahl der Stimmberechtigten, desto besser kann sich ihre Wahlfreiheit entfalten) und der Grundsatz der Gleichbehandlung.





Mit der Frage 2a soll abgeklärt werden, ob die Unvereinbarkeitsregelung beibehalten werden soll. Mit der Frage 2b soll in Erfahrung gebracht werden, ob die vom Vorentwurf des Gesetzes über die Ausübung der politischen Rechte vorgesehene Auflockerung in der neuen Verfassung verankert werden soll.


2.2	Fragen und Antworten


Frage 2a: Befürworten Sie eher eine Regelung, die den Grundsatz der Unvereinbarkeit oder den Grundsatz der Ämterkumulation vorsieht?








�
Grundsatz der Unvereinbarkeit�
Prinzip der Kumulation�
Weiss nicht�
Keine Antwort�
�
Private�
16�
16�
1�
2�
�
Politische Parteien�
2�
2�
-�
-�
�
Versch. Gruppierungen�
2�
4�
-�
-�
�
Gemeinden �
17�
9�
4�
-�
�






Frage 2b: Befürworten Sie die Verankerung einer Bestimmung, wonach öffentliche Bedienstete, die an der Ausübung der öffentlichen Gewalt teilhaben, nicht im Grossen Rat Einsitz nehmen dürfen?





�
Ja�
Nein�
Weiss nicht�
Keine Antwort�
�
Private�
22�
9�
3�
1�
�
Politische Parteien�
3�
-�
1�
-�
�
Versch. Gruppierungen�
3�
2�
1�
-�
�
Gemeinden �
21�
7�
2�
1�
�






Frage 2c: Haben Sie weitere Bemerkungen zur Unvereinbarkeitsregelung?
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Ja�
Nein�
Weiss nicht�
Keine Antwort�
�
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12�
18�
2�
3�
�
Politische Parteien�
1�
3�
-�
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�
Versch. Gruppierungen�
3�
3�
-�
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�
Gemeinden �
2�
21�
3�
4�
�
2.3	Bemerkungen und Vorschläge


2.3.1	Allgemeines


Während sich die Befürworter des Grundsatzes der Kumulation und die Befürworter des Grundsatzes der Unvereinbarkeit mehr oder weniger die Waage halten, zeichnet sich insbesondere auf Seiten der Gemeinden eine leichte Präferenz für den Grundsatz der Unvereinbarkeit ab.





2.3.2	Grundsatz der Unvereinbarkeit


Die Verfechter des Grundsatzes der Unvereinbarkeit sind der Ansicht, dass dieser Grundsatz für alle öffentlichen Bediensteten gelten soll, und zahlreiche Teilnehmerinnen und Teilnehmer sehen nicht ein, weshalb die Lehrkräfte als einzige Beamte im Grossen Rat Einsitz nehmen dürfen. Sie sehen keinen Grund, weshalb ein Lehrer gegenüber einem Polizisten, einem anderen Beamten oder öffentlichen Bediensteten bevorzugt werden soll; "die Lehrer sollen nicht mehr Rechte haben als die anderen öffentlichen Bediensteten". Die gegenwärtige Regelung (Lehrer, die gleichzeitig Grossräte sind) wird verschiedentlich sogar als absolut unverständlich und abwegig bezeichnet. 





Als weiterer Grund für die Unvereinbarkeitsregelung wird angegeben, dass dadurch vermieden werden kann, dass das Parlament zu einem Beamtenparlament wird. Es werden zusätzliche Untersuchungen verlangt, um einer "Phagozytose" vorzubeugen. 





Die gemässigteren Befürworter des Grundsatzes der Unvereinbarkeit wollen diesen nur auf die voll- und hauptamtlichen öffentlichen Bediensteten anwenden.


2.3.3	Grundsatz der Kumulation


Man ist der Auffassung, dass dieser Grundsatz eine Diskussion zwischen Fachleuten und Generalisten oder Laien ermöglichen kann.





Einige möchten die gegenwärtige Regelung in Richtung einer Kumulation auflockern, da zahlreiche Personen, die eine vom Staat entlohnte Arbeit verrichten, Grossratsmitglieder sein könnten, ohne dass der Grundsatz der Gewaltentrennung ernsthaft verletzt würde.





Andere vertreten die Meinung, dass Beamte (einschliesslich des Lehrkörpers) mit einem Grossratsmandat bei jeder Diskussion über die Personalpolitik und die Löhne in den Austand treten müssten. Schliesslich geht es nicht an, Arbeitgeber und Arbeitnehmer zugleich zu sein.





Für die kantonale Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann und für Familienfragen "scheint es unumgänglich, eine Regelung zur Gleichbehandlung der Gesamtheit des öffentlich bediensteten Personals einzuführen. Da die Verwaltung zahlreiche Mitarbeiterinnen beschäftigt (genau genommen etwas mehr Frauen als Männer), würde die Aufhebung der gegenwärtig geltenden Unvereinbarkeiten auch die Zahl der potentiellen Grossratskandidatinnen erhöhen. Würde eine vollamtlich arbeitende Person gewählt, wäre ihr Beschäftigungsgrad in Abhängigkeit ihres neuen Mandats zu reduzieren."


2.3.4	Die Verankerung einer Bestimmung, wonach öffentliche Bedienstete, die an der Ausübung der öffentlichen Gewalt teilhaben, nicht im Grossen Rat Einsitz nehmen dürfen


Eine Reihe von Personen ist für die Verankerung dieser Unvereinbarkeitsregelung, insbesondere in Bezug auf die Generalsekretäre, die Dienstchefs, die hohen Beamten und die Direktoren staatlicher Betriebe oder Einrichtungen.





Es wird auch die Befürchtung geäussert, dass es für einen öffentlich Bediensteten, der an der Ausübung der öffentlichen Gewalt teilhat, schwierig wäre, im Grossen Rat Thesen zu vertreten, die denjenigen der Direktion oder des Staatsrats widersprechen, oder dass es umgekehrt falsch aufgefasst werden könnte, wenn ein hoher Beamter für den Staatsrat oder die Direktion Stellung bezieht.





Vereinzelt wird auch die Frage gestellt, ob das Kriterium, so wie es formuliert ist, überhaupt praktikabel ist, ob die vorgeschlagene Grenze wirklich richtig ist.





Im Lager der Gegner weist die Oberamtmännerkonferenz darauf hin, dass "die Verfügbarkeit der einen und der anderen nicht dieselbe ist, was schade ist. Im Gegensatz zur Privatwirtschaft kann die öffentliche Hand ihren Angestellten frei geben, was einer Untergrabung des Prinzips der Gleichbehandlung gleichkommt".


3.	Die Effizienzsteigerung des Grossen Rates 


3.1	Kontext 


Der Grundsatz der Gewaltentrennung bedingt ein gewisses Gleichgewicht zwischen den drei Gewalten. Die steigende Komplexität der modernen Politik führt jedoch tendenziell zu einer Stärkung der Exekutive zu Lasten der Legislative.





Es ist somit notwendig, die Arbeit des Grossen Rates effizienter zu gestalten. In dieser Optik können folgende Ziele verfolgt werden: Stärkung der Rolle und Stellung des Parlaments, Verbesserung der Arbeitsweise des Parlaments und Erweiterung seines Handlungsspielraumes, Effizienzsteigerung bei niedrigeren Kosten, Überprüfung der Mittel und der Infrastruktur des Parlaments.





Auch eine Veränderung der Arbeitsmethoden der Grossratsmitglieder könnte zu einer Effizienzsteigerung führen. Dazu kämen eine Stärkung der parlamentarischen Kommissionen (Übergang zum System der ständigen Kommissionen, Übertragung bestimmter Befugnisse an die ständigen Kommissionen), eine Änderung der Stellung der Fraktionen (Anerkennung der Fraktionen in der Verfassung) oder ein Ausbau der Parlamentsdienste (grössere Autonomie des Sekretariats des Grossen Rates, Schaffung von eigentlichen Diensten des Grossen Rates) in Frage.





Die Fragen 3 (a, b und c) wollen in Erfahrung bringen, ob die Bürgerinnen und Bürger eine Effizienzsteigerung des Grossen Rates für notwendig erachten und, falls ja, welche Instrumente ihrer Meinung nach am geeigneten sind, um dieses Ziel zu erreichen. 


3.2	Fragen und Antworten


Frage 3a: Muss der Grosse Rat Ihrer Meinung nach effizienter werden?





�
Ja�
Nein�
Weiss nicht�
Keine Antwort�
�
Private�
31�
3�
-�
1�
�
Politische Parteien�
2�
2�
-�
-�
�
Versch. Gruppierungen�
5�
1�
-�
-�
�
Gemeinden �
22�
6�
2�
-�
�






Frage 3b: Wenn ja, welches sind Ihrer Meinung nach die geeignetsten Instrumente zur Verwirklichung dieses Ziels: der Ausbau der ständigen Kommissionen, die Übertragung gewisser Befugnisse an die ständigen Kommissionen, die Anerkennung der Fraktionen in der Verfassung, eine grössere Autonomie des Sekretariats des Grossen Rates, die Schaffung von eigentlichen Diensten des Grossen Rates, andere?





�
Ständige Kommis-sionen�
Übertragung an ständige Kommissionen�
Anerkennung der Fraktionen�
Grössere Autonomie des Sekreta-riats des Grossen Rates�
Schaf-fung von eigent-lichen Diensten des Grossen Rates�
Ande-re�
Keine Ant-wort�
Total�
�
Private�
25�
21�
15�
12�
18�
3�
-�
(31)�
�
Politische Parteien�
2�
-�
1�
2�
2�
-�
-�
(2)�
�
Versch. Gruppierungen�
2�
2�
2�
3�
5�
-�
-�
(5)�
�
Gemeinden �
19�
9�
4�
5�
9�
-�
-�
(22)�
�






Frage 3c: Haben Sie weitere Vorschläge oder Bemerkungen zur Effizienzsteigerung des Grossen Rates?
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Ja�
Nein�
Weiss nicht�
Keine Antwort�
�
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17�
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Politische Parteien�
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Versch. Gruppierungen�
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�
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3.3	Bemerkungen und Vorschläge


3.3.1	Allgemeines


Eine deutliche Mehrheit der interessierten Personen und Gruppierungen sind der Ansicht, dass der Grosse Rat effizienter werden muss.





Was die vorgeschlagenen Instrumente anbelangt, scheinen die ständigen Kommissionen die meisten Befürworter zu haben, während die Anerkennung der Fraktionen in der Verfassung und die grössere Autonomie des Sekretariats des Grossen Rates am wenigsten Zuspruch finden.


3.3.2	In Bezug auf die Effizienzsteigerung des Grossen Rates


Es wird betont, dass "der Erfolg immer mehr von der Professionalität und der Disziplin abhängt" und dass in diesem Fall "ein Milizparlament gegenüber einer Berufsexekutive und Berufsverwaltung einen schweren Stand hat". 





Zahlreiche Befürworter einer Effizienzsteigerung des Grossen Rates machen sich Gedanken zu den damit verbundenen Kosten. Es wird der Vorschlag gemacht, die durch die Verkleinerung des Grossen Rates erzielten Einsparungen in seine Effizienzsteigerung zu investieren.





Man ist der Meinung, dass die Schaffung eines eigentlichen Dienstes des Grossen Rates es den Grossratsmitgliedern erlaubt, ihr Mandat unter besseren Bedingungen wahrzunehmen (Unterstützung durch Fachleute, Hilfe bei der Informationssuche usw.). Die Koordination mit diesem Dienst muss dabei allerdings perfekt sichergestellt sein.





Zu den Kommissionen wird hervorgehoben, dass diese auf keinen Fall von einem Vertreter der Exekutive präsidiert werden dürfen. Auch wird verschiedentlich gewünscht, die Mandate in den ständigen Kommissionen auf zwei zu beschränken. 





Es wird jedoch auch die Meinung vertreten, dass die nichtständigen oder Spezialkommissionen bei der Behandlung bestimmter Geschäfte durchaus ihre Wichtigkeit haben und dass Spezialkommissionen eine höhere Flexibilität bieten.





Zur Frage der Führung des Sekretariats des Grossen Rates durch die Kanzlei weisen einige Teilnehmerinnen und Teilnehmer darauf hin, dass sich die gegenwärtige Regelung bewährt hat. Aus diesem Grund sollte eine grössere Autonomie des Sekretariats des Grossen Rates die Vorteile der gegenwärtigen Lösung (Zusammenarbeit/Koordination) keinesfalls aufheben. 





Andere sind grundsätzlich gegen eine Übertragung von Befugnissen an die Kommissionen, da das Plenum sein ganzes Gewicht beibehalten soll.


3.3.3	Andere Vorschläge 


Es wird vorgeschlagen, sich an einen externen Dokumentationsdienst zu wenden und bestimmte Sekretariatsarbeiten auswärts zu vergeben. Eine weitere Idee ist ein Dokumentationsdienst, der auch im Internet vertreten ist.





Manche Teilnehmerinnen und Teilnehmer wünschen sich eine Präsenz von ausserparlamentarischen Mitgliedern in den Kommissionen. Ebenfalls in Bezug auf die Kommissionen sollten die Dienste durch gesetzlich festgehaltene "Sekretäre" mit den (ständigen) Kommissionen verbunden sein, da die organisatorische und administrative Kapazität jedes Grossratsmitglieds variabel ist. 





Zur Erhöhung der Kompatibilität zwischen dem politischen und dem Familienleben und damit um den Frauen die Annahme eines Grossratsmandats zu erleichtern, erachten es einige als unumgänglich, einen Betreuungsdienst für die kleinen Kinder der Grossratsmitglieder einzurichten, die dies wünschen.


4.	Weitere Vorschläge oder Bemerkungen


Frage 4: Haben Sie weitere Vorschläge oder Bemerkungen zur Zusammensetzung oder zur Arbeitsweise des Grossen Rates?
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Es wäre sinnvoll, die Ausbildung der Grossratsmitglieder zu fördern und anlässlich der Amtsübergabe zu Beginn einer Legislaturperiode dafür zu sorgen, dass die neuen Grossräte so gut wie möglich von den Erkenntnissen und Arbeiten ihrer Vorgänger profitieren können.





Es wird vorgeschlagen, dass den Grossratsmitgliedern die Möglichkeit eingeräumt wird, einen an die Verwaltung gebundenen persönlichen Mitarbeiter zu engagieren.





In jeder Kommission sollten mindestens eine Frau sowie Vertreter beider Sprachgruppen vertreten sein.





Ein weiterer Vorschlag lautet, die Sessionen anstatt während ganzer Wochen jeweils nur an einem festen Tag pro Woche abzuhalten. Aus diese Weise könnten sich mehr Leute (und nicht immer dieselben) im Parlament investieren. Es soll eine Anpassung an die aktuelle Berufswelt erfolgen.





Es wird auch die Frage gestellt, ob es wirklich notwendig ist, dass alle Parteien in den Grossratskommissionen vertreten sind. Die Zahl der Grossrätinnen und Grossräte kann zugunsten von Personen verkleinert werden, die nicht zum grossen Rat gehören, jedoch auf den Bereich der jeweiligen Geschäfte spezialisiert sind.





Einige Personen schlagen die Institutionalisierung eines Grossen Rates im Zweikammersystem vor mit einer Repräsentantenkammer (Volksvertreter) und einer Gemeindekammer (ein Vertreter pro Gemeinde) oder einer Bezirkskammer (zwei Vertreter pro Bezirk).





Andere möchten das Reglement des Grossen Rates neu gestalten, um u.a. sein Image bei der Bevölkerung zu verbessern. Sie heben in diesem Zusammenhang hervor, dass die Grossratsmitglieder eine kantonale Funktion und Verantwortung wahrnehmen müssen (nicht nur eine regionale). Auch sind sie der Meinung, dass der Kanzlei die ihr zustehenden Befugnisse zurückerstattet werden sollen, und wünschen, dass nach diesem ersten Jahr im 8-Sessionen-Rhythmus Bilanz gezogen wird, um festzustellen, ob diese Arbeitsweise der früheren Regelung wirklich vorzuziehen ist.





Eine Gemeinde wünscht die Veröffentlichung der Präsenzstatistiken der Grossrätinnen und Grossräte.





Weiter wird der Vorschlag gemacht, ein Stimmobligatorium einzuführen.





Wieder andere möchten 5 Regionalbezirke oder -foren. Jeder Bezirk hätte ein Parlamentsforum, zusammengesetzt aus Vertretern, die sich von einem Kulturrat für die Region beraten lassen. Der Rat würde von interessierten Leuten aus der Region, von Leuten aus der Kultur, von Künstlern, Philosophen, Denkern usw. gebildet. Diese Leute würden angehört werden, und dank der Berücksichtigung ihrer Meinung könnten sich die regionalen Abgeordneten bei der Vertretung ihrer Ideen der regionalen Unterstützung sicher sein.





Verschiedentlich wird für eine bessere finanzielle Entschädigung der Grossratsmitglieder plädiert.





Daneben wird die Meinung geäussert, dass eine Person, die ihrem hohen Niveau an Verantwortung und Lohn entsprechend bezahlt wird, nur insofern ein weiteres Salär oder Teilsalär erhalten soll, als dies ihre Auslagen decke (Stellvertreter, km...). So soll z.B. ein Oberamtmann nicht zusätzlich das "Salär" eines Staatsrats erhalten. Dieses könnte der Arbeitslosenkasse zufliessen oder zur Finanzierung von Wiedereingliederungsprogrammen dienen. In diesem Zusammenhang wird auch vorgeschlagen, eine Kumulation des Amts der Oberamtmanns und des Staatsrats auszuschliessen, da dies für den betreffenden Oberamtmann/Staatsrat zu einem Doppelsalär, für den Vizeoberamtmann jedoch zu einer Erhöhung seiner Arbeitslast führt.





In Bezug auf die Aufgaben des Grossen Rates wird die Meinung geäussert, dass wenn z.B. die Beaufsichtigung der Verwaltung im Zuständigkeitsbereich des Staatsrats bleiben muss, so doch wenigstens die Beaufsichtigung der Gerichtsbarkeit einem "Magistraturrat" übertragen werden kann.





Ein Teilnehmer findet, dass (mindestens) 33 Grossräte vollamtlich in Kommissionen zur Beaufsichtigung der Justiz- und Polizeigeschäfte beschäftigt sein sollen. Er schlägt die Institution eines Ombudsmanns als Anlaufstelle für Bürgerinnen und Bürger vor, die sich über Handlungen der Judikative beschweren wollen.
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